
(kr) – Wenn es nach Otto Kentz-
ler, Präsident des Zentralver-
bandes des Deutschen Hand-
werks (ZDH), geht, kann im
Zuge der anstehenden Ge-
sundheitsreform die gesamte
Zahnbehandlung schrittwei-
se aus dem Leistungskatalog
der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) herausge-
nommen und unter eine pri-
vate Versicherungspflicht ge-
stellt werden. Um einem neu-
erlichen Anstieg der Kassen-
beiträge zu entgehen, dürfe
dabei keine Zeit verloren wer-
den. Diese Verlautbarungen,
als Aussagen Kentzlers in der
Deutschen Handwerkszei-
tung deklariert, haben in der

Branche für Verwirrung ge-
sorg.
Auf Nachfrage der ZT-Redak-

tion äußerte sich der ZDH-
Präsident ebenfalls verwun-
dert. Das Handwerk fordere

keineswegs eine Ausgrenzung
der Zahnbehandlung aus dem
Leistungskatalog. Die Aus-

gliederung beziehe sich ledig-
lich auf die paritätische Bei-
tragsfinanzierung der GKV,
also auf den Teil des Leistungs-
katalogs, der sowohl von Ar-
beitnehmern als auch von Ar-
beitgebern finanziert wird.
Für diese Leistungen müsse
eine private Versicherungs-
pflicht gelten. Auch VDZI-
Präsident Jürgen Schwichten-
berg stellt klar, dass es bei 
der ZDH-Forderung um die
Senkung der Lohnzusatzkos-
ten geht. Die Auslegung von
Kentzlers Aussagen würde
„auf einer verkürzten und da-
mit leider falschen Interpreta-

tion der Positionen des ZDH
beruhen“.
Probleme für die zahntech-
nischen Betriebe erwartet
Kentzler nach dem vorge-
schlagenen ZDH-Modell nicht,
das dem seit Juli 2005 gel-
tenden Sonderbeitrag für 
Zahnersatzleistungen für GKV-
Versicherte entspreche. Den-
noch bewertet er die Situ-
ation im Zahntechnik-Hand-
werk kritisch: „Das System
der Zahnersatz-Festzuschüs-
se ist falsch. Der ZDH fordert
seit deren Inkrafttreten um-
gehende Korrekturen.“ War-
nungen vor den dramati-
schen Folgen für die Betriebe
seitens des ZDH habe es von
Anfang an gegeben.
Bei einer Streichung der ge-
samten Zahnbehandlung aus
dem Leistungskatalog wäre 
es den Deutschen wie den 
Schweizern ergangen. Diese
dürfen tief in die eigene Ta-
sche greifen, seit die Zahnbe-
handlung nicht mehr von den
Krankenkassen übernommen
wird. Das zunächst erklärte
Ziel wurde dabei nicht erreicht
– die Krankenkassenbeiträge
klettern auch in der Schweiz
immer weiter.
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(kh) – Die seit langem von den
Zahntechnikern geforderte
Mitbestimmung im Gemein-
samen Bundesausschuss 
(G-BA) für die vertragszahn-
ärztliche Versorgung war 
unter anderem Thema einer
Gesprächsrunde zwischen
Politikern und Vertretern 
der Aktionsgemeinschaft 
Wirtschaftlicher Mittelstand
(AWM) zur bevorstehenden
Gesundheitsreform. Die ge-
sundheitspolitische Spreche-
rin der SPD-Bundestagsfrak-
tion,Dr.Carola Reimann,ver-
sicherte, das Thema auf die 
Tagesordnung der Arbeits-
gruppe Gesundheit der SPD-
Fraktion zu stellen und ei-
ne Stellungnahme aus dem

Bundesgesundheitsminis-
terium einzuholen. Der in
der SPD-Fraktion für die
Gesundheitshandwerke zu-
ständige Eike Hovermann
hingegen erklärte, dass ei-
ne Aufstockung des G-BA
nicht möglich sei. Zur Be-
gründung sagte er gegen-
über der ZT, dass mit einer
Erweiterung um die Zahn-
techniker auch weitere Be-
rufsgruppen wie Apotheker
und Optiker „unabweisbar“
in den G-BA einbezogen
werden müssten.Zudem,so
Hovermann weiter, würde
sich die bisher beim Zahn-
arzt verbleibende Letzt-
Haftung für die Behandlung
aufsplitten. „Das würde

zwangsweise zu erneuten Re-
gulierungsschüben – mit Kos-
tenaufwuchs – führen. Die
durch die Zahntechniker neu
eintretenden Teilinteressen
im G-BA würden dann auch
sicher durch die Spannungs-
felder Zahnersatz aus den
EU-Ländern, Gewerbelabore
versus Praxislabore etc. ver-
schärft.“ Eine Lösung der für
die Zahntechniker relevanten
Probleme sieht Hovermann
vielmehr in einem entspre-
chenden, derzeit noch zur
Diskussion stehenden Fi-
nanzmodell, das regelt, „wie
viel Geld durch welche Geld-
quellen in das System kommt,
welche Grundversorgungen
es geben wird und mit wel-
chen, wie und von wem zu 
finanzierenden Zusatzpake-
ten. Dabei ist sicher auch die
Frage der Festbezuschussung
zu lösen.“ 

(hdk) Die ZDH-Zahlen zum
bundesweiten Rückgang 
von Ausbildungsplätzen
sprechen eine klare Spra-
che: So verzeichnet das 
Gesamthandwerk fünf Pro-
zent weniger Neuverträge
als noch im Vorjahr. Im
Zahntechniker-Gewerbe
sind es sogar 24,1%. Eine
Entwicklung, die den Bun-
desinnungsverband alar-
miert. Michael Gölz, Be-
triebswirt beim VDZI,
sieht die deutliche Paral-
lele zum in der Einführung
des Festzuschuss-Systems
begründeten Umsatzein-
bruch der Branche um
29,4 % und der daraus re-

sultierenden Entlassungs-
welle.
Mit insgesamt knapp 8.800
Lehrlingen sind ZT-Meis-
terbetriebe zwar noch recht 
engagiert, jedoch appel-
liert Jürgen Schwichten-
berg, Präsident des VDZI,
an die Ausbildungsbereit-
schaft der Betriebe auch in
schwierigen Zeiten: „Das
Zahntechniker-Handwerk
braucht zur Aufrechterhal-
tung des hohen Leistungs-
niveaus immer wieder die
Kreativität und Leistungs-
bereitschaft der jungen
Leute.“ 
Die gesellschaftliche Ver-
antwortung für eine Besse-
rung liege allerdings nicht
beim Handwerk allein, be-
tont der VDZI, vielmehr
müsse die Politik dauerhaft
sichere Rahmenbedingen
garantieren.
Schwichtenberg warnt auch
erneut vor Experimenten
beim Zahnersatz: „Eine Dis-
kussion um neue oder alte
Konzepte hilft keinem Meis-
terbetrieb, der sich gerade
mit aller Kraft dem Struk-
turwandel stellen muss.“ 

Keine Stimme im Bundesausschuss
Dämpfer für das Zahntechniker-Handwerk von SPD-Politiker Eike Hover-
mann: Für diesen ist eine Aufstockung des G-BA nicht möglich.

Ausbildungsrückgang 2005
Umsatzrückgang schmälert Ausbildungswillig-
keit – VDZI sieht Gründe im Festzuschuss-System

Handwerk positioniert sich zu Zahnbehandlung
Rätselhafte Verlautbarung vom ZDH: Gesamte Zahnbehandlung aus GKV-Leistungskatalog streichen

SPD-Gesundheitspolitiker Eike Hovermann. 

Auf der Versammlung An-
fang April haben die Mit-
glieder der Badener Innung
erneut Harald Prieß ihr 
Vertrauen ausgesprochen.

Prieß tritt damit seine zweite
Amtsperiode als Obermeis-
ter an. Mit großer Mehrheit
wurden auch sein Stellver-
treter Johannes Koch sowie
die anderen Vorstandsmit-
glieder in ihren Ämtern be-
stätigt.
„Ich sehe den Ausgang der
Wahl als Zustimmung für un-
sere geleistete Arbeit“, sagte
der alte und neue Obermeis-
ter. Sein Stellvertreter Koch
zeigte sich überzeugt, dass
der Vorstand den Berufs-
stand weiter voranbringen
könne. Unter anderem sei
hier eine weitere intensive
Zusammenarbeit mit der
Z a h n t e c h n i ke r- I n n u n g
Württemberg angedacht.

Der wiedergewählte Obermeister Harald Prieß.

Harald Prieß im Amt bestätigt
Der Obermeister des Zahntechniker-Handwerks
Baden – Die Innung wurde wiedergewählt.
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(kh) – Dem Projekt „Verlän-
gerte Werkbank“, das zum
Rücktritt bzw. zur Abwahl
des Vorstands der Südbay-
erischen Zahntechniker-
Innung (SZI) führte, lag 
ein aus Unternehmersicht
plausibler Wettbewerbsge-
danke zu Grunde: So sollten
Innungslabore über eine ei-
gene ausländische Produk-
tionsstätte ihre Kunden vor
Ort mit günstigem Zahn-
ersatz versorgen können.
Jetzt gibt es eine Projekt-
Neuauflage, dieses Mal rein
privat unter dem Dach ei-
ner bekannten Firma: der
Zahntechnik Niederbayern
(ZTN) GmbH. Deren Ge-
schäftsführer Walter Gebell
war auf Grund seiner Ver-
wicklung in das umstrittene 
Innungsprojekt als erster
aus dem SZI-Vorstand aus-
getreten.
Mit der Gründung von
„GermanDent Laboratory“
in China möchte die ZTN
zur „Sicherung der Regel-
versorgung ökonomisch

Schwacher“ beitragen. Das
gleichnamige Projekt ziele
primär auf die Umsetzung
bereits genehmigter, jedoch
nicht ausgeführter HKP’s,

erklärt Gebell. Daneben
sollen technische Vorleis-
tungen akquiriert und „nach
Deutschland“ geholt wer-
den, die Handelsgesellschaf-
ten schon jetzt im Ausland
fertigen lassen.

In dem Projekt sieht Gebell
keine Gefährdung deut-
scher Arbeitsplätze. Denn
zum Standard gehörten die
Serviceleistung für Zahn-

ärzte vor Ort und die Er-
bringung von Vorarbeiten 
in inländischen Meister-
betrieben. Zudem würden
in dem chinesischen Labor
lediglich Arbeiten zur Re-
gelversorgung und damit

keine darüber hinausge-
henden Privatleistungen
ausgeführt werden. „Punk-
te, die in unserem System
helfen, Arbeitsplätze zu si-
chern bzw. sogar noch zu
schaffen.“  
Die Legitimation für das
ZTN-Auslandsprojekt zieht
Gebell aus der Situation
„ökonomisch Schwacher“,
die sich teure (deutsche) Be-
handlungen nicht leisten
könnten. Zahntechniker,
die eine Globalisierung als
Risiko betrachteten, pro-
vozierten somit eine Un-
terversorgung mit Zahn-
ersatz, so Gebells Schluss-
folgerung.
Soll somit der Zahntechni-
ker etwa die Verantwortung
für Patienten übernehmen,
die sich eine Regelversor-
gung zwar leisten könnten,
jedoch nicht leisten wollen?
In einem Interview mit un-
serer Zeitung stellte sich
der ZTN-Geschäftsführer
weiteren kritischen Fragen
(siehe Seite 6).

Neues Auslandsprojekt in Bayern gestartet
Mit der Gründung eines Labors in Shanghai setzt ein bekannter Betrieb aus Landshut eine Wett-
bewerbsidee um, die der südbayerischen Zahntechniker-Innung vor Kurzem zum Verhängnis wurde.

ZTN-Projektansatz: Ausschließlich Regelversorgungen im Rahmen nicht ausgeführter HKP’s sollen 
in dem chinesischen Dentallabor für den deutschen Markt gefertigt werden.                 (Foto: proDente)


